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den Badiſchen bezw. Südweſtdeutſchen Schulblättern , der Badiſchen Schul¬
zeitung, im Deutſchen Hausſchatz, in der Katholiſchen Bewegung und in an¬
deren Zeitſchriften und Tageblättern , endlich Gedichte in den Dichter¬
ſtimmen der Gegenwart und anderwärts . Stöckle wurde 1889 auch
Gründer und Obmann der deutſchen Abteilung des Scheffelbundes und
gab deſſen Jahrbücher für 1892 und 1893 heraus. In der Scheffel¬
literatur hat er ſich neben Prölß, Ruhemann u. a. einen dauernden
Ehrenplatz erworben, und namentlich erlitt der über ganz Deutſchland
verbreitete, aufſtrebende Scheffelbund durch ſeinen Tod einen empfind¬
lichen Verluſt . (A. F. Maier in den Südweſtdeutſchen Schulblättern
1893, 188 f.)

Dtto Stölzel,
am 13. Januar 1823 in Offenburg geboren, wurde im Kadettenhaus
in Karlsruhe erzogen. 1841 Leutnant, 1847 Oberleutnannt , 1855
Hauptmann, 1859 erſter Adjutant beim Gouvernement Raſtatt, 1864
Major im Leibgrenadierregiment , machte er als ſolcher den Feldzug von
1866 mit. Seit 1867 Oberſtleutnant wurde er beim Ausbruch des
Krieges 1870 Kommandeur des aus Landwehrtruppen gebildeten Be¬
ſatzungsregiments in Raſtatt und ſpäter an Stelle des am 18. Dezember
bei Nuits gefallenen Oberſten von Renz Kommandeur des 2. Infanterie=
regiments, an deſſen Spitze er die Schlacht an der Liſaine (15, bis 17.
Januar 1871) mitmachte. Beim Inkrafttreten der Militärkonvention
wurde Stölzel, inzwiſchen zum Oberſten vorgerückt, in den preußiſchen
Dienſt übernommen. 1873 erhielt er den erbetenen Abſchied ; 1875
wurde er zum Kommandeur des badiſchen Gendarmeriekorps ernannt. 1891
zwangen ihn, nachdem er inzwiſchen zum Generalmajor befördert worden
war (1887), körperliche Leiden, in den Ruheſtand zu treten. Er ſtarb
am 17. März 1897. Als tüchtiger und kenntnisreicher Offizier und
lauterer Charakter hatte er ſich allgemeiner Wertſchätzung erfreut. (Bio¬
graphiſches Jahrbuch 1898, 284. — Bad. Militärvereinsblatt 1897, 115.)

Franz Ludwig von Stoeſſer
entſtammte einer alten badiſchen Beamtenfamilie. Er war als jüngſter
von ſechs Geſchwiſtern am 21. Juni 1824 in Heidelberg geboren, wo
ſein Vater, der ſpätere Oberhofgerichtspräſident Stoeſſer, damals Land¬

47*



740 Franz Ludwig von Stoeſſer.

amtmann war. Der Tradition der Familie entſprechend, die wiederholt
bedeutende Juriſten dem badiſchen Staatsdienſt geſchenkt hatte, wid¬

metẽ er ſich nach dem Beſuch der Lyceen in Mannheim und Konſtanz
dem Studium der Rechtswiſſenſchaft und bezog im Winterſemeſter
1842/48 die Univerſität Heidelberg. Zu den Füßen hervorragender
Rechtslehrer und berühmter Gelehrter wie des Pandektiſten Vangerow,
des Kriminaliſten Mittermaier, des Staatsrechtslehrers Zöpfl, des Hiſto—¬

rikers Schloſſer und des Philoſophen von Reichlin-Meldegg hielt ihn die

liebliche und fröhliche Muſenſtadt am Neckar, ſeine engere Heimat, die

ganze Studienzeit an ſich gefeſſelt. Im Frühjahr 1847 unterzog er

ſich dem Staatsexamen, welches er als erſter beſtand. Als rezipierter
Rechtspraktikant verſah er zunächſt eine Aktuarsſtelle bei dem Oberamt

Bruchſal, wohin ſein Vater in den erſten Jahren nach ſeiner Zuruhe¬

ſetzung ſich zurückgezogen hatte. Das Winterſemeſter 1847/48 verbrachte
er wieder in Heidelberg, um neben dem Dienſt als Volontär beim

dortigen Oberamt unter dem Amtmann von Krafft-Ebing noch Vorleſungen
über Finanzwiſſenſchaft , Polizeiwiſſenſchaft und Verwaltungsrecht an der

Univerſität zu hören „in der Überzeugung, daß er ohne tüchtige theo¬

retiſche Vorbildung ſeiner Aufgabe als Verwaltungsbeamter zu ſeiner

eigenen Befriedigung nicht werde genügen können“. Vom März bis

September 1848 volontierte er beim Oberamt Durlach. Von Ende

September bis Ende Dezember 1848 fungierte er als Aktuar bei der

aus Anlaß des Septemberaufruhrs ins Leben getretenen Unterſuchungs¬

kommiſſion des peinlichen Verhöramts der freien Stadt Frankfurt a. M.
in dieſer Weiſe von der politiſchen Gärung der Zeit berührt, während

ſein älterer Bruder Max vorübergehend von der ſtürmiſchen Bewegung
mit fortgeriſſen worden war. Gleichzeitig ſetzte er die im vorausgegangenen
Winter in Heidelberg begonnenen kameraliſtiſchen Studien fort und be¬

ſchäftigte ſich namentlich eifrig mit volkswirtſchaftlichen Fragen. „Um ſich

eines ſoliden Studiums ſicher zu wiſſen“, unterzog er ſich im Spätjahr
1848 auch der kameraliſtiſchen Staatsprüfung, die er mit der Note „gut“
beſtand. Im Januar 1849 wurde ihm ein ſelbſtändiges Reſpiziat beim

Bezirksamt Bühl und im Juli 1849 ein ſolches beim Oberamt Durlach

übertragen . Nach einer Amtsverwaltung in Achern wurde er Ende November
1849 an das Finanzminiſterium berufen zur Führung und Inſtruktion
fiskaliſcher Prozeſſe unter Leitung des juriſtiſchen Reſpizienten. In der

gleichen Weiſe war er von Mitte bis Ende 1850 bei der Großh. Hof¬
domänenkammer beſchäftigt. In dieſer Tätigkeit bewährte er ſich durch
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ſeine Kenntniſſe und ſeinen Fleiß ſo ſehr, daß er nach einer vorüber¬
gehenden Dienſtverweſung beim Bezirksamt Achern und einer kurzen
Verwendung als Sekretariatspraktikant im Miniſterium des Innern im
Frühjahr 1851 wieder zur Großh. Domänenkammer einberufen wurde,
um während der Erkrankung des Rechtsreferenten deſſen Dienſt zu
übernehmen. Nach Beendigung dieſes Kommiſſoriums wurde ihm die
Verwaltung des Amtes Engen Ende 1851 während der Abweſenheit
des Oberamtmanns Schey im Landtag und ſodann im Sommer 1852
eine mehrmonatliche Dienſtverweſung als Juſtizbeamter beim Bezirksamt
Donaueſchingen übertragen . Im Herbſt dieſes Jahres kam er als
Sekretariatspraktikant ins Miniſterium des Innern. Zwei Jahre ſpäter,
18654 , gründete er feinen Hausſtand mit Luiſe Flad, der hübſchen und
geiſtreichen Tochter ſeines Oheims, des Pfarrers Flad in Kieſelbronn, mit
der er ſeit früheſter Jugend in Freundſchaft verbunden und ſeit Jahren
verlobt war. Als im Jahre 1855 die Stelle eines Univerſitätsamtmanns
in Heidelberg zu beſetzen war, bewarb er ſich um dieſe, nicht nur um
in ſeinem 31. Lebensjahr endlich zu einer feſten Anſtellung zu gelangen
und dadurch feine äußere Exiſtenz beſſer zu befeſtigen, ſondern auch weil
die Stelle als Univerſitätsamtmann unter allen Anfangsdienſten am
meiſten ſeinen Neigungen entſprach, denn hier, hoffte er, wäre ihm
Gelegenheit gegeben, neben der pünktlichſten Erfüllungſeiner Berufspflichten,
den ihm innewohnenden Drang nach wiſſenſchaftlicher Ausbildung am
beſten Rechnung zu tragen. In dieſer Stelle ſollte ihm bald Gelegen¬
heit ſich bieten , ſeine hervorragenden Anlagen für die Verwaltung zu
betätigen. Bei den ſtudentiſchen Unruhen, die im Sommerſemeſter 1856
ausgebrochen waren, bedurfte es eines energiſchen , umſichtigen und ge¬
wandten akademiſchen Disziplinarbeamten. Seinen geſchickten Anord¬
nungen gelang es bald wieder geordnete Zuſtände herbeizuführen, ſo daß
das akademiſche Direktorium unter dem damaligen Prorektor Schenkel
ſchon Anfang Auguſt für ihn „nach den angeſtrengten Dienſtverrichtungen
während des verfloſſenen Sommers“ einen Urlaub erbitten konnte, den
das Miniſterium jedoch nur unter der Vorausſetzung ihm bewilligte,
„daß Vorkehr getroffen ſei, ſeine Anweſenheit in Heidelberg, wenn ſolche
etwa in der Zwiſchenzeit notwendig werden ſollte, ſo raſch als tunlich
zu ermöglichen“. Beim Beginn des Winterſemeſters 1856/57 beantragte
der Engere Senat dem Univerſitätsamtmann eine Beſoldungszulage von
200 fl. zu gewähren, damit er ſich nicht nach einer beſſer dotierten
Stelle wegmelde. „Nach den ſtürmiſchen Vorgängen des Sommers werde
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das kommende Winterſemeſter in Beziehung auf eine beſſere Ordnung
der Dinge an der Univerſität gewiſſermaßen für die Zukunft maßgebend
ſein und es bedürfe gewiß des kräftigſten und umſichtigſten Zuſammen¬
wirkens der Diziplinarbehörde, um einen feſten Grund für die Dauer
zu legen. Stoeſſer habe ſchon ſeit zwei Jahren mit beſtem Erfolg die

Funktionen eines Univerſitätsamtmanns beſorgt, unter deſſen Mitwirkung
eingewurzelte ſchwere Übelſtände endlich beſeitigt worden ſeien; er ſcheine
dem Senat der geeignetſte Mann zu fein, um beſſere Zuſtände einzu¬
leiten und begründen zu helfen.“ Allein trotz dieſer Anerkennung ſeiner

vorzüglichen Leiſtungen und obwohl auch die beantragten Zulagen be¬

willigt wurden, ſah Stoeſſer ſich doch zur Verbeſſerung ſeiner Ein¬

kommensverhältniſſe veranlaßt , im Spätjahr 1858 um eine andere Stelle
ſich zu bewerben. Er bemerkt in ſeinem Geſuch, „daß ſein Einkommen
in ſolchem Mißverhältnis mit den ihm durch Ort und Stellung auf¬

erlegten Ausgaben ſtehe, daß er ſuchen müſſe, dieſe Stellung ſobald als
möglich zu verlaſſen, denn er habe das Gefühl, daß unter dem fort¬
währenden Druck ſolcher Verhältniſſe die Elaſtizität ſeines Geiſtes er¬

ſchlaffen und Energie und Mut der Arbeit ſchwinden müſſe“. Seiner
Neigung entſprechend bewarb er ſich um eine ſelbſtändige Stellung in
der Verwaltung und zwar um die damals frei gewordene Stelle eines

Amtsvorſtandes in Ladenburg. Sein Wunſch war, in der Nähe von

Heidelberg bleiben zu können, denn er hatte die Abſicht eine wiſſen¬
ſchaftliche Darſtellung des badiſchen Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrechts
herauszugeben, wobei ihm die literariſchen Hilfsmitel der Univerſität
und der Privatbibliotheken ſehr wertvoll geweſen wären. Er erwähnt
in feinem Geſuch, daß er bereits die Materialien zu dieſer Arbeit ge¬

ſammelt und den ſchwierigeren Teil, Plan und Umriß, vollendet hatte,
jo daß nur noch die zwar mühſamere, aber minder ſchwierige Aus»
arbeitung der Details übrig blieb. Seine Bewerbung um Ladenburg
konntenicht berückſichtigtwerden; dagegen wurde er am 20. Juli 1859 als
Amtmann zum Amtsvorſtand in Eppingen ernannt. Jetzt hatte er endlich
das erſehnte Ziel erreicht und er konnte mit allen Kräften den vielſeitigen
Aufgaben der Bezirksverwaltung ſich hingeben. Einen trüben Schatten
in dieſe ſonſt ſo glückliche Zeit warf der Tod ſeines erſten Sohnes,
den er in zartem Alter an den Maſern verlor. Im November 1861
wurde er zum Oberamtmann befördert und ſchon im März des darauf¬
folgenden Jahres in Anerkennung ſeiner hervorragenden Tüchtigkeit auf
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den wichtigen Poſten eines Amtsvorſtandes in Konſtanz verſetzt. Es
war die Zeit, in der die nationale Bewegung in Deutſchland in neuen
Fluß gekommen war und der Nationalverein ſeine rührige Tätigkeit
entfaltete. Auf allen Gebieten der Volkswirtſchaft hatte eine Periode
der regſamſten Tätigkeit ſich eröffnet und eine Reihe dahin einſchlagender
wichtiger adminiſtrativer und geſetzgeberiſcher Aufgaben harrten ihrer Löſung
und Weiterentwicklung. Mit dem wärmſten Intereſſe und dem größten
Eifer ſuchte Stoeſſer allenthalben das Verſtändnis für dieſe neuen Fragen
der Zeit zu wecken und zu fördern. Er fand einen treuen und unermüd¬
lichen Mitarbeiter in ſeinem geiſtreichen, gleichaltrigen Freund Eduard
Pickford aus Heidelberg, dem Redakteur der Konſtanzer Zeitung, dem

rührigen Ausſchußmitglied des Nationalvereins und Begründer des volks¬

wirtſchaftlichen Vereins für den Seekreis. In dem warm empfundenen
Nachruf , den Stoeſſer dem in der Blüte der Jahre mitten aus dem

lebensvollſten Schaffen am 18. März 1866 vom Tode hinweggerafften
Manne widmete, ſind die eigenen Anſichten Stoeſſers über das Ziel
der deutſchen Einheitsbeſtrebungen und ſeine politiſchen Grundſätze
niedergelegt: „Er war überzeugt, daß die deutſche Einheit nur das
Werk einer deutſchen Großmacht und daß dieſes allein Preußen ſein
könne; freilich war er dabei der Meinung, daß nur ein Bundesſtaat
mit parlamentariſcher Verfaſſung der Freiheit wie dem Genius des

deutſchen Volkes allein entſpräche und keineswegs das Aufgehen Deutſch¬
lands in einen altpreußiſchen Junkerſtaat. Die Freiheit, als unentbehr¬
liche Grundlage jedes geſunden, öffentlichen Zuſtandes, fand ſeiner

Meinung nach die beſte Gewähr nicht allein in einem gebildeten, ſondern

ebenſoſehr in einem wohlhabenden Volk. Er ſah daher in der Ver¬

breitung richtiger volkswirtſchaftlicher Einſichten nicht allein die dadurch

geförderte Steigerung des Volksvermögens, ſondern mehr noch den höhern,
ſittlichen Wert, wonach hierdurch das Volk für Erfüllung ſeiner öffent »

lichen Pflichten erſt recht geeignet und zubereitet werde. Im Verein

mit Pickford hatte deshalb auch Stoeſſer geſucht, durch Vorträge in den

Gewerbe-, Bürger- und Arbeiterfortbildungsvereinen den volkswirtſchaft¬

liſchen und politiſchen Geſichtskreis der Bevölkerung zu erweitern. Von

beſonderem Intereſſe iſt ein auch im Druck erſchienener Vortrag
Stoeſſers über die Verwaltung milder Stiftungen, den er in der

zweiten Verſammlung des volkswirtſchaftlichen Vereins für den Seekreis

zu Überlingen am 5. November 1866 erſtattet hatte. Dieſer zeigt, wie
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Stoeſſer eifrig bemüht war, inmitten der harten Parteikämpfe einen

neutralen Boden zu ſchaffen, auf dem unbeeinflußt durch den politiſchen
oder religiöſen Standpunkt die Gemüter durch ſachliche Erörterung der¬

jenigen Mittel ſich ſollten ausſöhnen können, welche auf den beſten Weg

zur Förderung der materiellen Wohlfahrt unſeres Volks führen. Die

Frage, wem die Verwaltung des Stiftungsvermögens zuſtehen ſolle, war
im alten Seekreisgebiet wegen der dortigen großen, mit reichen Mitteln
ausgeſtatteten Spitäler beſonders wichtig . Stoeſſer ſuchte darzulegen,
daß aus volkswirtſchaftlichen Gründen die Verwaltung der örtlichen

Stiftungen für Wohltätigkeit am zweckmäßigſten in die Hand der bürger¬
lichen Ortseinwohner gelegt würde. Die in Konſtanz verlebte Zeit ge¬

hörte auch in ſpäteren Jahren zu Stoeſſers liebſten Erinnerungen . Zu
der befriedigenden Tätigkeit in der Öffentlichkeit geſellte ſich ein an¬

regender Verkehr in ſeinem gaſtlichen Haufe, in dem neben der liebens¬

würdigen Hausfrau deren geiſtig hervorragende Mutter und die jüngere

Schweſter es vorzüglich verſtanden, den zahlreichen Beſuchern es behag¬

lich zu machen. Im Oktober 1866 wurde Stoeſſer als Amtsvorſtand
und Stadtdirektor nach ſeiner geliebten Muſenſtadt Heidelberg verſetzt
und drei Jahre ſpäter, im Oktober 1869 zum Landeskommiſſär und

Miniſterialrat in Mannheim befördert. Die Jahre ſeiner dienſtlichen

Tätigkeit inMannheim ſtanden unter dem Eindruck des ruhmreichen

Krieges von 1870/71 und der ſich daran anſchließenden wirtſchaftlichen Ent¬

wicklung und umfaſſenden geſetzgeberiſchenAnderungen. In dem Kriegs¬
jahr war Mannheim ein Hauptdurchgangspunkt für die Truppen nach

und von dem Kriegsſchauplatz. Nach der Kriegserklärung hörte man
bei Tag und Nacht in der unfern der Rheinbrücke gelegenen Dienſt¬
wohnung des Landeskommiſſärs den gleichmäßigen Schritt der den Rhein
überſchreitenden Regimenter und das dumpfe Rollen der Wagen und

Geſchütze. In dem Jahresbericht Stoeſſers für das Jahr 1870 iſt zu¬

ſammengeſtellt, welche gewaltige Truppenmaſſen in jener Zeit an der
Station Mannheim vorbeigekommen ſind. (Jahresberichte der Großherz.
Bad. Landeskommiſſäre über die Zuſtände und Ergebniſſe der inneren

Verwaltung veröffentlicht auf Anordnung des Großherz. Miniſteriums
des Innern. Karlsruhe , Macklotſche Druckerei,. Nach dieſem Bericht
Stoeſſers hatte ſein Bezirk an freiwilligen Gaben und Leiſtungen für
die Kriegsteilnehmer etwa 700 000 fl. aufgebracht. Indem der Bericht
dieſe Opferwilligkeit der Bevölkerung rühmt, hebt er zugleich hervor,
wie auch in den Gemeindeverhältniſſen der Krieg eine günſtige Wirkung
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auf die ſittliche Haltung der Bevölkerung geäußert habe, „indem nichtallein bei den Wahlen ein maßvolleres Verhalten der Wähler hervortrat,ſondern auch die früher vorhandenen Zerwürfniſſe durchweg in der ge¬meinſamen Tätigkeit für das Vaterland untergingen “. — Nach den
Kriegsjahren nahm die Entwicklung der Induſtrie im Bezirk und ins¬
beſondere in der Stadt Mannheim einen außerordentlichen Aufſchwung.Der großartigen Entwicklung der kommerziellen und induſtriellen Ver¬
hältniſſe wurde durch die Ausführung weit angelegter Hafen- und
Bahnhofanlagen Rechnung getragen. Gleichzeitig vollzog ſich aber auchunter dem Einfluß der wirtſchaftlichen Entwicklung eine tiefgehende
ſoziale Bewegung unter der Arbeiterſchaft. Während der Landeskommiſſars¬
bericht Stoeſſers für das Jahr 1871 über die Arbeiterbewegung nur
erwähnt, daß im Bezirk Heidelberg Emiſſäre des deutſchen Arbeiterbundes
erſchienen ſeien, ohne daß jedoch Erfolge ihrer Wirkſamkeit wahrge¬nommen worden wären, hebt ſchon der Bericht für 1872 hervor ,
daß die ſozialdemokratiſche Bewegung unter den zahlreichen Arbeitern in
der Stadt Mannheim in bedenklicher Weiſe zunehme, genährt durch un—
ausgeſetzte Tätigkeit ſozialdemokratiſcher Agitatoren. Stoeſſer beobachtete
dieſe Bewegung, die in ihren Anfangsſtadien durch wüſte Ausſchreitungen
der maßlos verhetzten und noch nicht genügend organiſierten und diszi¬
plinierten Arbeiter ausgezeichnet war, mit banger Sorge. Im Jahre
1871 wurde Stoeſſer vom 47. Wahlbezirk (Amt Wiesloch und Orte
vom Amt Heidelberg) in die zweite Kammer gewählt, der er für dieſen
Wahlbezirk bis Ende 1880 angehörte. In der Volksvertretung erwarb er
ſich raſch Anſehen und zählte, wenn auch nicht zu den Führern wie Kiefer ,
Bluntſchli und Lamey, ſo doch zu den angeſehenſten und tüchtigſten Mit¬
gliedern der nationalliberalen Partei. Auf dem Landtag 1878/74 war er
Berichterſtatter für die Städteordnungskommiſſion ſowie über den Geſetz¬
entwurf, die Einführung einer allgemeinen Einkommenſteuer betreffend .
Auf dem Landtag 1875/76 berichtete er über die Geſetzentwürfe, betr.
die Einrichtung und Befugniſſe der Oberrechnungskammer und die Än¬
derungen des Zehntablöſungsgeſetzes . Den Vorſchlägen Jollys für
Scheidung der ſtaatlichen und kirchlichen Zuſtändigkeiten hat er durch¬
weg beigeſtimmt. Er verteidigte die Regierungsvorlage auch — im
Gegenſatz zu der radikaleren Mehrheit ſeiner Parteigenoſſen — bei der
Beratung des Geſetzentwurfs über die Abänderung einiger Beſtimmungen
des Geſetzes über den Elementarunterricht , wodurch die Einführung der
gemiſchten Schulen nicht mehr von der Zuſtimmung der Gemeinden ab¬
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hängig ſein, ſondern obligatoriſch werden ſollte und die örtliche Aufſicht

über die Volksſchulen dem politiſchen Gemeinderat unter Zuzug des Orts¬

pfarrers übertragen wurde. Stoeſſer trat, unterſtützt durch die Ab¬

geordneten Gerwig und v. Feder, für die Wiederherſtellung der Regie¬

rungsvorlage ein, wonach die konfeſſionelle Minderheit einer Gemeinde

die Anſtellung eines weiteren Lehrers ihres Bekenntniſſes ſollte verlangen

können, wenn eine hinreichende konfeſſionelle Schulpfründe dazu oder min¬

deſtens 20 Schulkinder dieſer Konfeſſion vorhanden ſeien. Die zweite

Kammer, deren Berichterſtatter Kiefer war, lehnte jedoch dieſen Punkt
der Regierungsvorlage ab, weil ſie befürchtete, dieſe Beſtimmung werde

der Anlaß zu neuen konfeſſionellen Streitigkeiten in den Gemeinden ſein.
Nach langen Verhandlungen kam ſchließlich eine Vereinbarung mit der

Regierung dahin zuſtande, daß ein ſolcher Beſchluß des Gemeinderats

zur Anſtellung eines weiteren Lehrers der konfeſſionellen Minderheit nur

während 5 Jahren nach Einführung des Geſetzes gefaßt werden konnte.
Die Erörterungen über dieſe Meinungsverſchiedenheit hatten im Frühjahr
1876 zu einer leiſen Verſtimmung der nationalliberalen Fraktion

gegen den die Poſition der Regierung lebhaft verteidigenden Abgeordneten

Stoeſſer geführt, doch war Stoeſſer deshalb aus der Partei nicht aus¬

getreten. Es bedeutete deshalb auch keinen Wechſel in der politiſchen

Richtung der Regierung, als am 25. September 1876 Staatsminiſter

Jolly gemeinſchaftlich mit dem Miniſter der Juſtiz und des Aus¬

wärtigen von Freydorf aus ſeinem Amte trat, und Stoeſſer durch das

Vertrauen des Landesherrn als Präſident des Miniſteriums des Innern
in das neugebildete Miniſterium Turban— Ellſtätter —Grimm berufen

wurde. Auch unter dem neuen Miniſter des Innern kamen die kirchen¬

politiſchen Geſetze Jollys zum Vollzug im Geiſte ſeines Schöpfers. In¬

deſſen die wichtigſte Aufgabe des neuen Miniſteriums war die Einführung
der ſogenannten Reichsjuſtizgeſetze, durch welche die Gerichtsverfaſſungund

der Prozeßweg einheitlich im Reich geregelt wurden. Demgemäß waren

die geſetzgebenden Faktoren auf dem Landtag 1877779 hauptſãächlich mit

der Aufgabe beſchäftigt, die eingelebten und bewährten Rechtseinrichtungen

des Großherzogtums mit Sinn und Geiſt des neuen Reichsrechts tunlichſt

in Einklang zu bringen. Daneben mußten die bisherigen Vorſchriften

über die Aufbringung des Gemeindeaufwands den tiefgreifenden Ande¬

rungen in der Veranlagung und Einrichtung der Staatsſteuer durch das

Erwerbsſteuergeſetz von 1876 angepaßt werden. In dieſe Zeit fiel auch

die Erlaſſung des Reichsgeſetzes vom 21. Oktober 1878 über die gemein¬
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gefährlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie, deſſen Vollzug dem
Miniſter des Innern mannigfache Tätigkeit brachte, denn wenn auch
durch das Geſetz der ſozialdemokratiſchen Agitation die Öffentlichkeit ver¬
ſchloſſen war, ſo wurde ſie doch im geheimen mit Energie und unablãäſſig
fortgeſetzt. Da auch während des Landtags 1879/80 alle Zweige der
Staatsverwaltungnoch vorwiegend mit dem Vollzug der am 1. Oktober 1879
in Kraft getretenen Reichsjuſtizgeſetze beſchäftigt waren, ſollte die Vorlage
neuer Geſetze auf dieſem Landtag möglichſt beſchränkt werden. Doch konnte
Stoeſſer, welcher der Hebung der materiellen Wohlfahrt auch der minder
begüterten Klaſſe der Bevölkerung ſtets ein lebhaftes Intereſſe entgegen¬
gebracht hatte, dem Landtag einen Geſetzentwurf über die mit Gemeinde¬
bürgſchaft verſehenen Sparkaſſen unterbreiten. Durch dieſes Geſetz wurden
zum erſtenmal die Rechtsverhältniſſe dieſer vorzugsweiſe an dem Wohl
der weniger bemittelten Volksſchichten mitarbeitenden Anſtalten geordnet
und zwar in einer ſo muſtergültigen Weiſe, daß dieſe wirtſchaftlich und
ſozial ſo bedeutenden Inſtitute einen außerordentlichen Aufſchwung nehmen
konnten. In einem weiteren Geſetzentwurf ſollte den Lehrerinnen an den
Volksſchulen die rechtliche Sicherſtellung ihres Verhältniſſes zur Schule
gewährt und durch eine weitere Vorlage das Ortsſtraßengeſetz ergänzt
werden. Die wichtigſte Aufgabe dieſes vom Großherzog perſönlich
eröffneten Landtags ſollte jedoch ſein, den Frieden des Staats mit
der katholiſchen Kirche herbeizuführen. Die Thronrede kündigte es
an mit den Worten: „Es wird, ſo hoffe Ich, den auf den Frieden
gerichteten Beſtrebungen Meiner Regierung gelingen, auch die bis
dahin nicht erledigten Fragen in den Verhältniſſen der katholiſchen
Kirche ihrer Löſung näher zu bringen“. — Der Streit zwiſchen
Staat und Kirche war damals hauptſächlich wegen des von Staats¬
miniſter Jolly eingeführten ſogenannten Kulturexamens entbrannt, durch
welches die Geiſtlichen ihre wiſſenſchaftliche Vorbildung in einer beſon¬
deren ſtaatlichen Vorprüfung neben der rein kirchlichen theologiſchen Fach¬
prüfung darlegen ſollten. Früher hatte über die Vorbildung der katho¬
liſchen Theologen das landesherrliche Edikt vom 30. Januar 1830
beſtimmt, daß in das Seminar nur diejenigen Kandidaten aufgenommen
werden durften, welche in einer durch Staats- und biſchöfliche Behörden
gemeinſchaftlich. vorzunehmenden Prüfung gut beſtanden und der Erlangung
des landesherrlichen Tiſchtitels für würdig befunden worden waren.
So war es bis zum Jahre 1852 auch gehalten worden, indem ein
landesherrlicher Kommiſſär der Prüfung anwohnte und nach Schluß der¬
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ſelben die Erklärung abgab, ob dem Eintritt der Geprüften von ſeiten
des Staates ein Hindernis entgegenſtehe. Im Jahre 1851 hatten aber
die Biſchöfe der oberrheiniſchen Kirchenprovinz die völlig freie Prüfung
der Kandidaten mit Ausſchließung des Staates von jeder Vertretung
dabei beanſprucht und der Erzbiſchof von Freiburg hatte deshalb ſeitdem
die Einladung des ſtaatlichen Kommiſſärs unterlaſſen , obwohl eine landes¬

herrliche Verordnung vom 1. März 1853 nochmals ausdrücklich deſſen
Anweſenheit vorgeſchrieben hatte. Das unter dem Miniſterium Lamey er¬

laſſene grundlegende Geſetz vom 9. Oktober 1860 über die rechtliche

Stellung der Kirchen im Staat hatte ſich in der Folge darauf beſchränkt zu

beſtimmen, daß die Zulaſſung zu einem Kirchenamt durch den Nachweis
einer allgemein wiſſenſchaftlichen Vorbildung bedingt ſei und hatte die

näheren Beſtimmungen hierüber einer Regierungsverordnung vorbehalten.
Eine ſolche Verordnung erging aber erſt unter dem Miniſterium Jolly
am 6. September 1867, worin vorgeſchrieben wurde, daß der Nachweis
der wiſſenſchaftlichen Vorbildung durch die obengenannte Staatsprüfung
(das ſog. Kulturexamen ) zu erbringen ſei, während die Kirche die eigent¬

liche theologiſche Fachprüfung ohne jede ſtaatliche Mitwirkung von ſich

aus ordnen ſollte. — Die evangeliſche Kirche hatte ſich dieſer
Vorſchrift unterworfen. Der Erzbiſchof in Freiburg aber unterſagte
den katholiſchen Kandidaten ſich dieſer ſtaatlichen Vorprüfung zu unter¬

ziehen oder um Erlaſſung derſelben nachzuſuchen , und zwar auch dann
noch, als durch Verordnung vom 2. November 1872 die Ablegung der

Prüfung erleichtert und nachdem durch Geſetz vom 19. Februar 1874
die Ablegung dieſer ſtaatlichen Vorprüfung ausdrücklich im Geſetz ſelbſt
vorgeſchrieben und die öffentliche Ausübung geiſtlicher Funktionen ohne

dieſelbe unter Strafe geſtellt worden war. Die Folge war eine ſteigende
Verwaiſung der katholiſchen Pfarreien und eine erhebliche Abnahme des

Zugangs zum Studium der katholiſchen Theologie. Die Notlage der

Kirche wurde immer größer; aber auch der Staat wünſchte, zumal an¬

geſichts der immer dringender herantretenden Aufgaben aus der ſozialen
Frage, den Frieden. Bei den Verhandlungen , die nunmehr zwiſchen
der Kurie in Freiburg und dem Miniſterium des Innern zur Beſeitigung
dieſes immer unerträglicher werdenden Zuſtandes geführt wurden, gelang
es, den früheren Widerſtand der Kurie gegen die Anwohnung eines

ſtaatlichen Kommiſſärs bei der theologiſchen Fachprüfung zu beſeitigen
und Stoeſſer konnte den Ständen einen Geſetzentwurf vorlegen, in
dem das Geſetz von 1874 durch die Einführung eines ſolchen Kom¬
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miſſärs an Stelle der beſonderen ſtaatlichen Vorprüfung geändert wurde.
Die zweite Kammer lehnte aber die Beratung dieſes Geſetzentwurfs ab,
ſolange die Kurie nicht ausdrücklich ihr Verbot gegenüber dem ſtaatlichen
Examen zurückgenommen und dadurch dem Staatsgeſetz von 1874 formell
Gehorſam geleiſtet habe. Im Falle dieſes lediglich formellen Geſetzes¬
gehorſams erklärte ſich die in ihrer weit überwiegenden Mehrheit
nationalliberale Kammer unter Führung Lameys ſogar bereit, auch
auf den nach ſo mühſamen Verhandlungen mit der Kurie endlich
anerkannten ſtaatlichen Kommiſſär zu verzichten und ſich mit dem
Abiturientenzeugnis , dem Beſuch einer deutſchen Univerſität und dem
Hören philoſophiſcher Vorleſungen in dem Umfang zu begnügen , wie
es auch für andere Bewerber um öffentliche Ämter vorgeſchrieben war
und wie es bis zum Jahre 1867 ſtillſchweigend, als dem Geſetz von
1860 genügend, erachtet worden ſei. Nach dieſer Entſchließung der
zweiten Kammer ſah ſich die Regierung veranlaßt , ihren Geſetzentwurf
zurückzuziehen und einen neuen Entwurf vorzulegen, in dem auf den
ſtaatlichen Kommiſſär verzichtet war, und die Kurie beeilte ſich für
ſo günſtige Ausſichten alsbald ihr Verbot gegenüber dem Geſetz von
1874 zurückzunehmen. Obwohl hiernach das Geſetz in der von der
Kammer veranlaßten , der Kurie viel weiter als der erſte Regierungs¬
entwurf entgegenkommenden Faſſung einſtimmig zuſtande kam, war doch
eine tiefe Verſtimmung der nationalliberalen Partei zurückgeblieben ,
welche ſich gegen Stoeſſer richtete , weil er bei den Verhandlungen mit
der Kurie die ſtaatliche Souveränität nicht genügend gewahrt habe.
Dieſe Mißſtimmung kam in der von Kiefer begründeten und mit 28
gegen 19 Stimmen bei 7 Stimmenenthaltungen angenommenen Reſolution
vom 10. März 1880 zum Ausdruck , wonach etwaige Unterhandlungen
mit der Kurie wegen Wiederbeſetzung des Erzbiſchöflichen Stuhles zu¬
künftig nicht vom Miniſterium des Innern, ſondern vom Staats¬
miniſterium ſelbſt gepflogen werden ſollten. Die gewaltige Erregung
der Gemüter über die mit einem Mal ſo unerwartet veränderte Lage
der Dinge hatte ſich einen Ausdruck verſchafft. Das Kulturexamen, das
als der Schlußſtein der ſtaatlichen Kirchenpolitik galt, um deſſen Ein¬
führung der Staat 9 Jahre lang einen eifrigen Kampf geführt hatte,
an deſſen erfolgreichen Abſchluß viele zu ſtehen glaubten, war ohne jeden
Erſatz aufgegeben — über Erwarten und Hoffen waren die Wünſche
der Kirche erfüllt! Man erkannte die ſchwerwiegende Wendung der
Dinge und empfand ahnend , daß der Staat das erhoffte Ziel, den end¬
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gültigen Frieden doch nicht erreicht hatte. — Durch dieſes „Mißtrauens¬
votum“ trat naturgemäß eine Spannung ein zwiſchen Stoeſſer und der

nationalliberalen Partei, die aber niemals den Charakter einer perſön¬

lichen Oppoſition annahm und auch bei ſpäteren Gelegenheiten nicht

mehr hervortrat. Das Verhältnis Kiefers zu Stoeſſer , mit dem Kiefer

als Mitglied der Generalſynode ſpäter in mehrfache Berührung kam,
blieb ſtets ein freundliches.— Am Schluſſe des Landtags 1879/80

hatte die 2. Kammer auf Antrag ihrer Budgetkommiſſion einſtimmig die

Reſolution angenommen, die Regierung zu erſuchen , zu prüfen, welche

Vereinfachung in der Organiſation des Staatshaushalts und ihres Ge¬

ſchäftsgangs erzielt werden könnte. Dies gab den Anlaß durch landes¬

herrliche Verordnung vom 20. April 1881 die Organiſation der oberen

Staatsbehörden einer eingreifenden Änderung zu unterziehen. Es ſchien

der Zeitpunkt gekommen, das im Jahr 1860 errichtete Handelsminiſterium

im Intereſſe der Vereinfachung der Behördenorganiſation aufzuheben.
Ein Teil der ihm ſeiner Zeit übertragenen Aufgaben, wie die Förde¬

rung des Eiſenbahnbaus , Verbeſſerung der Verkehrsſtraßen u. ſ. w., war

zum größten Teil erfüllt; ein anderer Teil, wie die Gewerbe⸗ und

Handelsgeſetzgebung, Poſt⸗ und Telegraphenweſen, war auf die Reichs¬

organe übergegangen, und das noch übrig bleibende Gebiet volkswirt¬

ſchaftlicher Verwaltung ſtand in ſo engen Beziehungen zu der geſamten

inneren Verwaltung , daß es möglich und geboten erſchien , das Handels¬

miniſterium in dem Miniſterium des Innern aufgehen zu laſſen. Um

das Miniſterium des Innern nicht zu ſehr zu belaſten, wurden die

Eiſenbahnen dem Finanzminiſterium und Kultus und Unterricht dem

Juſtizminiſterium übertragen. Das jo neu organiſierte Miniſterium des

Innern übernahm der bisherige Präſident des Handelsminiſteriums,
Staatsminiſter Turban, und im Zuſammenhang damit wurde dem Prä¬

ſidenten des Miniſteriums des Innern Stoeſſer der von ihm angebotene

Rücktritt von ſeinem Amt vom Großherzog genehmigt und ihm gleich¬

zeitig, unterm 22. April 1881, die Leitung des Evangeliſchen Ober¬

kirchenrats an Stelle des in den Ruheſtand getretenen Prãäſidenten

Geheimerats Nüßlin übertragen. — Für dieſe neue hervorragende Stellung,
an die Stoeſſer durch das Vertrauen des Landesherrn und Landes biſchofs

berufen ward, war dieſer durch ſein Verwaltungstalent und ſeine

reichen Erfahrungen auf dem Gebiet der Verwaltung , durch ſein freund¬

liches, liebenswürdiges und verſöhnliches Weſen und die Tiefe ſeines

wahrhaft religiöbſen Gemüts in vorzüglicher Weiſe geeignet. Seine
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geſegnete Tätigkeit für die Landeskirche in nahezu anderthalb Jahrzehnten
beweiſt , wie es ihm gelungen iſt, in vortrefflicher Weiſe die ſchwierigen
Aufgaben zu löſen, die der Kirche in dieſen Jahren geſtellt waren.
Er war beim Eintritt in feine hohe Stellung kein Fremdling im kirch¬
lichen Leben. In dem Rundſchreiben vom 28. April 1881, worin er
hergebrachter Übung gemäß die evangeliſchen Geiſtlichen des Landes
begrüßte und um ihr Vertrauen bat, weiſt er darauf hin, wie ihn das
innere Bedürfnis ſchon früher zur Pflege des religiöſen Lebens geführt
habe, ſo ſei ihm ſchon ſeit geraumer Zeit Anlaß geworden, in der
Förderung unſeres kirchlichen Lebens ſich tätig und nützlich zu erweiſen:
ſeit Einführung der Kirchenverfaſſung von 1861 habe ihn das Vertrauen
ſeiner Glaubensgenoſſen in die Kirchengemeindeverſammlung, den Kirchen¬
gemeinderat, in die Diözeſan⸗ und Generalſynode berufen. In die
letztere war er als Vertreter der Diözeſe Neckargemünd im Jahre 1867
gewählt worden. Zu den bedeutungsvollſten und ſchwierigſten Aufgaben
des Kirchenregiments unter der Leitung Stoeſſers gehörte die Beſchaffung
der finanziellen Mittel, um die äußere Wirkſamkeit der Kirche zu er¬

halten . Bei dem Sinken des Zinsfußes , der Pachtzinſen und Holzpreiſe
und bei den auf allen Seiten wachſenden Anſprüchen reichten die bis¬

herigen Einkünfte des kirchlichen Vermögens nicht mehr aus, die örtlichen
und die allgemeinen kirchlichen Bedürfniſſe zu befriedigen. Man mußte zur
Einführung örtlicher und allgemeiner Kirchenſteuern ſchreiten, wozu durch die

ſtaatlichen Geſetze vom 26. Juli 1888 und 18. Juni 1892 die erfor¬
derlichen Vorausſetzungen geſchaffen worden waren. Die durch die

Kirchenſteuer neu gewonnenen Mittel ſuchte Stoeſſer vor allem dazu zu
verwenden , die Einkommensverhältniſſe und die Verſorgung der Hinter¬
bliebenen der evangeliſchen Geiſtlichen zu verbeſſern, um dadurch die
ſchweren Sorgen, die auf manchem Pfarrhaus bei der Unzulänglichkeit
der hinter den Bezügen der ſtaatlichen Beamten weit zurückgebliebenen
Beſoldungen der Pfarrer laſteten, zu mildern und den in bedenklichem
Schwinden begriffenen Zugang von Studierenden zum geiſtlichen Beruf
zu fördern. Stoeſſer wußte ja aus Erfahrung, wie Arbeitsfreudigkeit
und Lebensmut unter den Sorgen um das materielle Wohl der Familie
erſtickt werden können und er wußte auch am beſten, wie viele Anfor¬
derungen an den Wohltätigkeitsſinn, an die ſtete Hilfsbereitſchaft auch
mit äußeren Mitteln an das Pfarrhaus geſtellt werden, ſtammte doch
ſeine liebenswürdige und opferwillige Frau ſelbſt aus einem Pfarrhaus.
Eine weitere ernſte Sorge Stoeſſers war es, abgegrenzte Pfarrbezirke in
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den Kirchengemeinden, namentlich der größeren Städte zu bilden, um

dadurch das kirchliche Leben in den Gemeinden, den Elementen der evan¬

geliſchen Kirche, mehr zu erwärmen. In den größeren Städten, in denen

das religiöſe Intereſſe fo ſehr leicht ſchwinde , ſollte den einzelnen Geiſt¬

lichen ein örtlich abgegrenztes Arbeitsfeld zugeteilt werden, auf welchem

ſich ein inniges, der gemeinſamen Ziele bewußtes Zuſammenwirken der

Geiſtlichen mit den einzelnen Gliedern der Gemeinde erreichen laſſe.
Alsdann könne zu der Predigt, mit der allein es nicht getan ſei, jener

ſeelſorgeriſche Verkehr hinzutreten, welcher dem Geiſtlichen die unmittel¬

bare Wirkung auf den einzelnen Gemeindeangehörigen geſtatte. Ein

kräftigeres Anfaſſen der Seelſorge hielt Stoeſſer aber auch durch die in

unſerer Zeit der Kirche geſtellten Aufgaben für dringend geboten . Die

ſoziale Frage bedürfe zu ihrer befriedigenden Ordnung unzweifelhaft

der Mitarbeit der chriſtlichen Kirchen, nicht nur um die Liebestätigkeit

zur Linderung der leiblichen Not unſeres Volkes anzuregen und eine

ausgleichende Abwägungder materiellen Intereſſen herbeizuführen, ſondern

vor allem um alle Schichten der Geſellſchaft mit ſittlichen Anſchauungen,
mit den chriſtlichen Empfindungen des Gottvertrauens und der Nächſten¬

liebe zu durchdringen, die allein den ſozialen Frieden gewährleiſten können.
— Wie daher Stoeſſer in ſeinen Anſprachen an die Generalſynode die

ſtete Bereitſchaft der Kirchenregierung betonte, alle Lebensäußerungen

eines praktiſchen Chriſtentums nachdrücklich zu unterſtützen, ſo unterließ
er nicht, immer wieder und insbeſondere an die jungen Geiſtlichen beim

Eintritt in ihr Amt die Mahnung ergehen zu laſſen, durch täglichen

Verkehr mit der Schrift, beſonders der Evangelien, einen immer innigeren

Anſchluß an die Perſon des Erlöſers zu gewinnen, denn er war über¬

zeugt, daß nur die aus unſerem Heiland „Jeſus Chriſtus ſtammende

Geſinnung allein uns fähig macht, die Gebrechen unſeres Daſeins über¬

haupt und die der Gegenwart insbeſondere zu überwinden“. Auf dem

Boden dieſer chriſtgläubigen Geſinnung und auf dem Felde gemein¬

ſamer Liebestätigkeit verſtand es Stoeſſer Eintracht und Frieden unter

den verſchiedenen Richtungen innerhalb der Kirche zu erhalten und ein—

dringlich mahnte der verſöhnliche Leiter der Kirchenregierung bei jeder

Gelegenheit, eingedenk der Erfahrungen der Geſchichte, zu meiden, was

uns trennt und zu ſuchen, was uns eint. Als anfangs der 90 er Jahre
wieder ein Streit über das Bekenntnis drohte, verfaßte Stoeſſer eine

Denkſchrift, die er aber erſt nach ſeinem Rücktritt im Jahre 1897 der

Öffentlichkeit übergab und in der er die fortdauernde Geltung der dem
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Weſen des Proteſtantismus, der Freiheit im Forſchen und dem Beharren
im Glauben, ſo gerecht werdenden Kirchenratsinſtruktion von 1897 und
die ihr vom Oberkirchenrat gegebenen Auslegung zu begründen verſuchte .
Die badiſche Kirchenratsinſtruktion vom 6. Juli 1897 und die Lehr¬

freiheit der Geiſtlichen der evangeliſchen Kirche. Freiburg i. B. und
Leipzig, Akad. Verlagsbuchhandlung von Mohr.) Mit der Mah¬
nung zur Einigkeit verabſchiedete Stoeſſer ſich auch in dem von tiefer
Herzensbewegung zeugenden Rundſchreiben vom 30. März 1895 von den

evangeliſchen Geiſtlichen des Landes, nachdem ihm ſein ihm bis an ſein
Lebensende überaus wohlgeſinnter Landesherr auf den 1. April dieſes
Jahres den Rücktritt von der Leitung des evangeliſchen Oberkirchenrats
wegen ſeiner ſchwankend gewordenen Geſundheit bewilligt hatte. 14
Jahre hatte er die Leitung gehabt und das Scheiden aus dieſer Tätig¬
keit, die ſeinem warmfühlenden, menſchenfreundlichen Herzen ſo außer¬
ordentlich entſprach, fiel ihm ſchwer. „In den nahezu 48 Jahren des

öffentlichen Dienſtes“, ſchreibt er, „haben mir die letzten 14, im Dienſt
der Kirche zugebracht, die meiſte innere Befriedigung gewährt. In
dieſem Dienſt iſt mir die Aufgabe der Kirche, den Menſchen durch
Chriſtus der Vereinigung mit Gott zuzuführen, in ihrer vollen Schön¬
heit zum Bewußtſein gekommen und ich habe mich glücklich gefühlt, an
der Erfüllung dieſer erhabenen Aufgabe mich beteiligen zu dürfen.“
Die letzten Jahre ſeines Lebens verbrachte Stoeſſer in Freiburg , in
deſſen Nähe das Familiengut, der Baldenwegerhof, lag, auf dem Stoeſſer
ſo manche glückliche Urlaubszeit genoſſen hatte, und wo er in der eben¬
falls nach Freiburg übergeſiedelten Famile der Schwiegereltern ſeines
älteſten Sohnes und bei ſeiner dort wohnenden Schwägerin, der Witwe
ſeines Bruders Max, des langjährigen, hochverdienten Stadtdirektors von
Freiburg, ſtets liebevolle Ausſprache fand. Kaum ein Jahr nach ſeiner
Überſiedelung nach Freiburg traf ihn, den die Anzeichen des beginnen¬
den Greiſenalters ſorglicher Pflege bedürftig erſcheinen ließen, das
ſchmerzliche Geſchick ſeine treue Lebensgefährtin zu verlieren, die in der
hingebenden Fürſorge für ihre Lieben aufgegangen war und in ihrem
ſtets gaſtfreien Hauſe die behagliche Wärme einer herzgewinnenden
Liebenswürdigkeit zu verbreiten verſtanden hatte. Die feinfühlige
Schweſter der Verſtorbenen , die ſeit langen Jahren in der Familie ihres
Schwagers lebte und Leid und Freud' mit ihr geteilt hatte, wurde die
zweite Gattin Stoeſſers, die dem bald immer gebrechlicher werdenden
Manne eine treuſorgende Pflegerin war, bis ihn am 26. Februar 1901
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eine Lungentzündung aus ſeinem ſegensreichen Leben abberief.— An

äußeren Ehren zur Anerkennung ſeiner Verdienſte hat es Stoeſſer nicht

gefehlt . Nachdem er ſchon im Jahre 1868 das Ritterkreuz J. Klaſſe

vom Zähringer Löwen, im Jahre 1877 das Kommandeurkreuz II. Klaſſe

und 1879 den Stern dazu erhalten hatte, wurde ihm im Jahre 1891

das Großkreuz vom Zähringer Löwen verliehen, zu dem bei ſeinem

Rücktritt im Jahre 1895 noch die goldene Kette kam. Seine Bruſt

ſchmückte ferner das badiſche Erinnerungskreuz und die badiſche Kriegs¬

denkmünze von 1870/71 und der preußiſche rote Adlerorden J. Klaſſe

mit Stern. Der Großherzog hatte ihn im Jahre 1887 zum Geheimen

Rat J. Klaſſe mit dem Titel Excellenz ernannt. Mit beſonderer Freude

erfüllte es ihn, als die Univerſität Heidelberg ihm die akademiſche Würde

eines Ehrendoktors der Theologie verlieh. Wenn Stoeſſer auch nicht

unempfänglich war für ſolche äußere Ehrungen in dem Bewußtſein

ſeiner mannigfachen Verdienſte, ſo entſprang es doch nicht dem Bedürfnis

ſich mit einem äußeren Glanz zu umgeben , als er bald nach der Über¬

nahme der Leitung des Oberkirchenrats ſich den ſeinem Urahnherrn

Kaſpar Stoeſſer und deſſen 3 Brüdern vom Kaiſer Rudolf II. mit

Diplom d. d. Krug 20. Auguſt 1584 verliehenen Adel erneuern ließ.
Er wollte lediglich, wie dies bereits der Bruder ſeines Vaters getan

hatte, dieſes Recht ſeinen Nachkommen ſicher ſtellen. Die größte Freude

in den letzten Jahren ſeines Lebens war, ſeine Lieben um ſich zu ver¬

ſammeln und aus der unerſchöpflichen Fülle ſeiner Erinnerungen ſeine auf¬

merkſamen Zuhörer mit heiteren Geſchichten voll köſtlichem Humor zu

erquicken. Er erlebte noch das Glück, daß ſeinem älteren Sohn, der als

Hauptmann bei der Garde⸗Feldartillerie in Berlin ſtand, der langerſehnte

Stammhalter geſchenkt wurde und daß ſein jüngerer Sohn, der als

Bankbeamter in Elberfeld eine geſicherte Lebensſtellung gefunden hatte,
einen glücklichen Eheſtand ſich gründete. In den Armen ſeiner einzigen

Tochter , der Frau des Geh. Regierungsrats Groos in Bruchſal, die

an ſein Krankenlager geeilt war, hat er in die Ewigkeit hinüber¬

ſchlummern dürfen. Der Name Ludwig v. Stoeſſer wird mit der Ge¬

ſchichte der beiden Kirchen des Großherzogtums ſtets aufs engſte ver¬

bunden ſein. Für beide hat ſein Name einen friedvollen Klang: für

die katholiſche Kirche knüpft ſich an ihn der erſte Schritt zum Frieden

nach der ſchweren Zeit des Kulturkampfs, die evangeliſche darf in ihm

ihren oberſten Leiter verehren, der ihr nicht nur in der Zeit drohen¬

der Bedrängnis durch den Rückgang der äußeren Mittel in der ſchonungs¬
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vollen Einführung der kirchlichen Beſteuerung neue Quellen zur Befriedi —

gung der durch die Zeitverhältniſſe unumgänglich gebotenen äußeren Be¬
dürfniſſe erſchloß , ſondern vor allem auch verſöhnlichen Geiſtes es verſtand,
in einträchtlichem, friedlichem Zuſammenwirken die reichen inneren Kräfte
ſeiner Kirche zu ſegensvoller Entfaltung zu bringen.

Weingärtner .
Adolf Strehle,

der langjährige , einflußreiche Sekretär und Hofkaplan des Erzbiſchofs
Hermann von Vikari und ſpätere geiſtliche Rat und Stadtpfarrer von
Meersburg, wurde den 8. Juni 1819 zu Karlsruhe als Sohn eines
Miniſterialſekretärs geboren. Seine Gymnaſialſtudien machte er zu Karls—¬

ruhe und Raſtatt. Am 21. Auguſt 1837 wurde er als Primus der
oberſten Klaſſe des damaligen Lyceums zu Raſtatt mit der Note „ſehr
gut“ zur Univerſität entlaſſen. Von 1837 —1841 ſtudierte er Theo¬
logie und Philologie in Freiburg und München , wo ihn beſonders
Döllinger und Görres anzogen , und bereitete ſich 1841/42 im Prieſter¬
ſeminar zu St. Peter zur praktiſchen Seelſorge vor. Der Alumnus
Strehle wurde von den damaligen Seminarvorſtänden behufs Erteilung
der Prieſterweihe folgendermaßen charakteriſiert : „Er iſt ein offener
Charakter, durchaus unverdorben, zutraulich, ſehr anſprechend, wahrhaft
fromm, ungewöhnlich tüchtig und begeiſtert für ſeinen Beruf; in ſeiner
theologiſchen Richtung ſehr entſchieden , bei lobenswerter Demut und Hör—

willigkeit“. Am 24. Auguſt 1842 vom Erzbiſchof von Vikari ordiniert ,
erhielt er ſeine erſte Anſtellung als Vikar in ſeiner Vaterſtadt Karls¬
ruhe, wo er namentlich durch ſeine Predigten Aufſehen erregte; Kaplan
Strehle, hieß es, predige gleich einem Kirchenvater. Im Jahre 1845
berief ihn Erzbiſchof Hermann als ſeinen Sekretär und Hofkaplan, in
welcher Stellung er bis zu dem an Oſtern 1868 erfolgten Hinſcheiden
des greiſen Metropoliten , der ihm ſein volles Vertrauen ſchenkte, ver¬
blieb. In ſeiner Stellung als erzbiſchöflicher Sekretär und Hofkaplan
war Strehle unermüdlich tätig in der Förderung und Belebung kirch¬
lichen Sinnes und Lebens in der großen Erzdiözeſe; er ſtand ſeinem
Herrn in allen ſeinen Kämpfen und Leiden treu zur Seite und unter¬
ſtützte ihn namentlich in Ausarbeitung der Hirtenbriefe . Um ſeinem
langjährigen Hauskaplan eine ſorgenfreie Zukunft zu ſichern, ernannte
ihn der hochbetagte Oberhirte im Jahre 1863 zum Stadtpfarrer von
Meersburg, wo er als ſolcher am 14. Auguſt genannten Jahres inveſtiert
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